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Aktenzeichen: 1 ABE 11/82 
Bundesarbeitsgericht 1. Senat

I. Arbeitsgericht 
Frankfurt am Main

II. Landesarbeitsgericht 
Frankfurt am Main

Beschluß vom 16. August 1983
- 1 ABR 11/82 -
Beschluß vom 11. September 1980
- 14 BV 5/80 -
Beschluß vom 6. August 1981
- 4 Ta BV 65/80 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein
Für die Fachpresse: Ja

Entscheidungsstichv/ort: 
Antragstellung im Beschlußverfahren

Gesetz: ArbGG § 81; ZPO § 253 Abs. 2 Nr. 2, § 256

Leitsätze: Ist unter den Betriebspartnern streitig, obder Betriebsrat in einer bestimmten Angele­
genheit überhaupt ein Mitbestimmungsrecht 
hat oder ob eine bestimmte Detailregelung 
vom Mitbestimmungsrecht des Betriebsrates 
gedeckt ist, so kann dieser Streit zur ge­
richtlichen Entscheidung gestellt werden; 
der Antrag muß dahin gehen, daß das Bestehen 
oder Nichtbestehen eines Mitbestimmungsrech­
tes in der konkret zu bezeichnenden Angele­
genheit festgestellt wird, und/oder festge­
stellt wird, daß eine bestimmte Detailrege­
lung vom Mitbestimmungsrecht des Betriebsra­
tes gedeckt bzw. nicht gedeckt wird.
Ein Antrag, nach dem festgestellt werden 
soll, daß hinsichtlich aller denkbaren Re­
gelungsmöglichkeiten einer Angelegenheit ein 
Mitbestimmungsrecht des Betriebsrates besteht 
bzw. nicht besteht, ist unzulässig (im An­
schluß an die Entscheidung des Senats vom 24. 
November 1981 - BAG 37, 102 = AP Nr. 11 zu § 76 BetrVG 1972).

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


1 ABR 11/82
4 Ta BV 65/80 Frankfurt am Main

Verkündet am 
16. August 1983
Ude,
Angestellte
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Beschluß
In Sachen

PP-

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Anhörung vom 16. August 1983 durch den Präsiden­
ten Professor Dr. Kissel, die Richter Dr. Seidensticker und 
Matthes sowie die ehrenamtlichen Richter Mager und Schnei­
der beschlossen:

Auf die Rechtsbeschvi/erde des Betriebsrats wird 
der Beschluß des Landesarbeitsgerichts Frank-
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furt am Main vom 6. August 1981 - 4 Ta BV 
65/80 - insoweit aufgehoben, als er über 
Mitbestimmungsrechte des Betriebsrates hin­
sichtlich der an die Organisationsleiter 
gezahlten Superprovision entschieden hat.
Die Beschwerde der Antragstellerin gegen den 
Beschluß des Arbeitsgerichts Frankfurt am 
Main vom 11. September 1980 - 14 Ta BV 5/80 - 
wird mit der Maßgabe zurückgewiesen, daß 
der Antrag als unzulässig abgewiesen wird, 
soweit das Arbeitsgericht nicht rechtskräf­
tig über ihn entschieden hat.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

G r ü n d e :

A. Die Antragstellerin betreibt eine Bausparkasse. Sie 
beschäftigt u.a. 17 sogenannte Organisationsleiter, über 
deren Aufgaben und vertragliche Rechtsstellung von den Be­
teiligten nichts vorgetragen worden ist. Diese Organisations­
leiter erhalten ein "erfolgsunabhängiges Gehalt" und eine 
sogenannte Superprovision in Höhe von 0,8 o/oo der eingelö­
sten Bausparsumme als "erfolgsbezogenen Teil des Einkommens". 
Die Superprovision wird mit einem bestimmten Monatsbetrag 
garantiert, auf den jedoch die verdienten Superprovisionen 
- wenigstens teilweise - angerechnet werden. Zum Teil ist 
der garantierte Betrag in eine Abschlagszahlung und eine 
eigentliche Garantie aufgeteilt. Die die Abschlagszahlung 
übersteigende Superprovision wird in diesen Fällen nur zur 
Hälfte auf die eigentliche Garantie angerechnet. Im übri­
gen finden bei der Antragstellerin die Tarifverträge für 
das private Bankgewerbe und die privaten Bausparkassen An­
wendung.
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Bei der Antragstellerin besteht ein Betriebsrat, der 
Antragsgegner des vorliegenden Verfahrens. Dieser hat hin­
sichtlich der an die Organisationsleiter gezahlten Super­
provision ein Mitbestimmungsrecht geltend gemacht und der 
Antragstellerin den Entwurf einer entsprechenden Betriebs­
vereinbarung vorgelegt. Die Antragstellerin hat ein Mitbe­
stimmungsrecht des Betriebsrates verneint und es abgelehnt, 
darüber mit dem Betriebsrat zu verhandeln. Dieser hat darauf­
hin am 12. Juni 1980 beim Arbeitsgericht Frankfurt die Be­
stellung eines Vorsitzenden der Einigungsstelle und die Be­
stimmung der Zahl der Beisitzer beantragt (14 BV 4/80). Die­
ses Bestellungsverfahren ist in der Beschu/erdeinstanz vom 
Landesarbeitsgericht im Hinblick auf das vorliegende Verfah­
ren ausgesetzt worden.

Im vorliegenden, am 10. Juli 1980 anhängig gewordenen 
Verfahren wendet sich die Antragstellerin gegen Mitbestim­
mungsrechte des Betriebsrates. Solche Mitbestimmungsrechte 
seien schon deswegen ausgeschlossen, weil das Einkommen ih­
rer Arbeitnehmer durch die Tarifverträge für das private 
Bankgewerbe und die privaten Bausparkassen tariflich gere­
gelt werde. Im übrigen erstrebe der Betriebsrat, wie der 
vorgelegte Entwurf einer Betriebsvereinbarung ausweise, un­
ter Berufung auf die innerbetriebliche Lohngerechtigkeit 
eine Einflußnahme auf die Höhe der Superprovisionen, indem 
er den Organisationsleitern ein in bestimmter Weise zusam­
mengesetztes Mindesteinkommen sichern wolle. Ein solches 
Mitbestimmungrecht stehe dem Betriebsrat auch deswegen nicht 
zu, weil es sich bei der Superprovision nicht um ein lei­
stungsbezogenes Entgelt im Sinne von § 87 Abs. 1 Nr. 11 BetrVG 
handele. Im übrigen handele es sich bei den Organisations­
leitern um AT-Angestellte, für die in Entgeltfragen der Be­
triebsrat kein Mitbestimmungsrecht habe.
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Die Antragstellerin hat vor dem Arbeitsgericht bean­
tragt

festzustellen, daß der Betriebsrat von ihr 
nicht die Errichtung einer Einigungsstelle 
mit nachfolgendem Zuständigkeitsbereich ver­
langen könne:

Art und Weise der Provisionierung der 
Arbeitnehmer - es folgen die Namen der 
17 Organisationsleiter - nach Maßgabe 
der Gründe der Antragsschrift des Be­
triebsrates vom 12. Juni 1980 an das 
Arbeitsgericht Frankfurt,

hilfsu/eise
die Zuständigkeit der Einigungsstelle 
eindeutig abzugrenzen.

Der Betriebsrat hat beantragt, 

den Antrag abzuu/eisen.

Er hält ihn für unzulässig. Über ein Mitbestimmungs­
recht hinsichtlich der gezahlten Superprovisionen habe zu­
nächst die Einigungsstelle zu entscheiden. Der Antrag sei 
auch unbegründet. Er, der Betriebsrat, erstrebe eine generel­
le Regelung der Superprovision für alle Organisationsleiter. 
Sein Mitbestimmungsrecht ergebe sich aus § 87 Abs. 1 Nr.
10 und 11 BetrVG.

Das Arbeitsgericht hat über diesen Antrag wie folgt 
entschieden:

Es wird festgestellt, daß der Betriebsrat von 
der Antragstellerin die Errichtung einer Eini­
gungsstelle mit folgendem Zuständigkeitsbereich 
verlangen kann:

Art und Weise der Provisionierung, insbe­
sondere die Festlegung des Verhältnisses 
von Superprovision, Grundgehalt,.. Abschlags-
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Zahlung und Garantieeinkommen und der 
diesbezüglichen Zahlungsmodalitäten 
nach einheitlichen Kriterien betreffend 
die Arbeitnehmer ... (es folgen die Na­
men der 17 Organisationsleiter).

Im übrigen wird der Antrag zurückgevi/iesen.

Das Arbeitsgericht hat ein Mitbestimmungsrecht des Be­
triebsrates hinsichtlich der in seinem Tenor näher genann­
ten Fragen nach § 87 Abs. 1 Nr. 10 und 11 BetrVG bejaht und 
die von der Antragstellerin gezahlte Superprovision dabei 
als leistungsbezogenes Entgelt angesehen.

Gegen diese Entscheidung hat die Antragstellerin Be­
schwerde eingelegt. Sie hat die Tenorierung der Entscheidung 
des Arbeitsgerichts gerügt und ihren erstinstanzlichen An­
trag u/eiter verfolgt. Das Landesarbeitsgericht hat über die 
Beschwerde wie folgt entschieden:

Auf die Beschwerde der Antragstellerin wird 
der Beschluß des Arbeitsgerichts ... teilwei­
se dahin abgeändert, daß die Entscheidungs­
formel des genannten Beschlusses folgenden 
Wortlaut erhält:

a) Es wird festgestellt, daß der Be­
triebsrat von der Antragstellerin 
nicht die Errichtung einer Einigungs­
stelle verlangen kann, deren Rege­
lungszuständigkeit über folgenden 
Aufgabenbereich hinausgeht:
Art und Weise der Provisionierung, 
mit Ausnahme der Superprovision, 
nach einheitlichen Kriterien für 
die sogenannten Organisationslei­
ter der Antragstellerin.

b) Im übrigen wird der Antrag abgewiesen.
Ansonsten wird die Beschwerde zurückgewiesen.

Zur Begründung hat das Landesarbeitsgericht ausgeführt, 
Mitbestimmungsrechte des Betriebsrates bei Provisionen sei-
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en nicht deswegen ausgeschlossen, weil die Organisations­
leiter sogenannte AT-Angestellte seien. Solche Mitbestim­
mungsrechte bestünden allerdings nicht hinsichtlich der be­
zahlten Superprovision, da diese kein leistungsbezogenes 
Entgelt im Sinne von § 87 Abs. 1 Nr. 11 BetrVG sei. Das Lan­
desarbeitsgericht hat die Rechtsbeschwerde zugelassen. Ge­
gen diese Entscheidung hat der Betriebsrat Rechtsbeschwer­
de eingelegt. Er erstrebt die Wiederherstellung der arbeits­
gerichtlichen Entscheidung, während die Antragstellerin um 
Zurückweisung der Rechtsbeschwerde bittet.

B. Die Rechtsbeschwerde ist begründet. Soweit über den 
Antrag in der Rechtsbeschwerdeinstanz noch entschieden wer­
den kann, muß dieser als unzulässig zurückgewiesen werden.

1.1. Die Antragstellerin hat letztlich eine gerichtliche 
Entscheidung des Inhaltes begehrt, daß dem Betriebsrat hin­
sichtlich der an die Organisationsleiter gezahlten Super­
provisionen keine Mitbestimmungsrechte in dem vom Betriebs­
rat geltend gemachten Umfange zustehen. Das Arbeitsgericht 
hat materiell solche Mitbestimmungsrechte bejaht. Es hätte 
daher den Antrag abweisen müssen. Es hat stattdessen im Te­
nor festgestellt, daß der Betriebsrat die Errichtung einer 
Einigungsstelle verlangen könne, und den Zuständigkeitsbereich 
dieser Einigungsstelle näher umschrieben. Sachlich stellt 
auch dies eine - teilweise - Abweisung des Antrages der An­
tragstellerin dar. Über diesen umschriebenen Zuständigkeits­
bereich der Einigungsstelle hinausgehende Mitbestimmungsrech­
te des Betriebsrates wollte das Arbeitsgericht offenbar ver­
neinen. Insoweit hätte es dem Antrag der Antragstellerin 
daher stattgeben müssen, nicht aber den Antrag im übrigen 
abweisen dürfen.

Gegen diese Entscheidung hat lediglich die Antragstelle­
rin Beschwerde eingelegt. Damit ist die Entscheidung des
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Arbeitsgerichts, soweit sie Mitbestimmungsrechte des Betriebs­
rates hinsichtlich der Superprovision verneint hat, rechts­
kräftig geworden. Mitbestimmungsrechte des Betriebsrates, 
die über den vom Arbeitsgericht umschriebenen Zuständigkeits­
bereich der Einigungsstelle hinausgehen, sind damit rechts­
kräftig verneint worden. Ob dieser Entscheidung angesichts 
der Umbestimmtheit der Umschreibung des .Zuständigkeitsberei­
ches der Einigungsstelle im Tenor des Beschlusses des Ar­
beitsgerichts auch materielle Rechtskraft zukommen kann und 
wieweit diese materielle Rechtskraft gegebenenfalls reicht, 
ist im vorliegenden Verfahren nicht zu entscheiden. Dem Se­
nat ist es jedoch verwehrt, in eine Überprüfung der Entschei­
dung des Arbeitsgerichts einzutreten, soweit diese formell 
rechtskräftig geworden ist.

2. Das Landesarbeitsgericht hat ebenfalls Mitbestimmungs­
rechte des Betriebsrates hinsichtlich der an die Organisations­
leiter gezahlten Provision angenommen, deren Umfang und Reich­
weite möglicherweise aber anders gesehen, weil es den Zu­
ständigkeitsbereich der Einigungsstelle neu umschrieben hat.
Es hat von den damit bejahten Mitbestimmungsrechten des Be­
triebsrates jedoch gerade die Superprovisionen ausgenommen 
mit der Begründung, diese seien kein leistungsbezogenes Ent­
gelt im Sinne von § 87 Abs. 1 Nr. 11 BetrVG. Mit dieser Ent­
scheidung, über deren sachliche Richtigkeit an dieser Stelle 
nicht zu befinden ist, hat das Landesarbeitsgericht den Streit­
gegenstand des vorliegenden Verfahrens verkannt. Es hat über­
sehen, daß überhaupt nur Mitbestimmungsrechte des Betriebs­
rates hinsichtlich der Superprovision im Streit waren. Daß 
die Organisationsleiter noch andere Provisionen erhalten, 
ist weder vorgetragen worden noch sonst ersichtlich, zumin­
dest besteht insoweit zwischen den Beteiligten kein Streit.
Wenn das Landesarbeitsgericht Mitbestimmungsrechte des Be­
triebsrates hinsichtlich der Superprovision verneinen woll­
te, hätte es dem Antrag der Antragstellerin voll stattgeben
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müssen. Es hat stattdessen dem Betriebsrat im Ergebnis Mit­
bestimmungsrechte hinsichtlich überhaupt nicht im Streit 
befindlicher Provisionen zugesprochen und den Antrag der 
Antragsteller in in vollem Umfange abgevi/iesen.

Durch diese Entscheidung ist in der Sache gleichwohl 
der Betriebsrat beschwert worden, weil das Landesarbeits­
gericht Mitbestimmungrechte hinsichtlich der Superprovisio­
nen verneint hat. Ob dem Betriebsrat solche Mitbestimmungs­
rechte zustehen, ist daher durch die vom Betriebsrat ein­
gelegte Rechtsbeschwerde Gegenstand des Rechtsbeschwerde­
verfahrens geworden. Über diese ist vom Senat zu entschei­
den, wobei - wie dargelegt - die Rechtskraft der arbeits­
gerichtlichen Entscheidung zu beachten ist.

Die Antragstellerin hat gegen die Entscheidung des Lan­
desarbeitsgerichts Rechtsbeschwerde nicht eingelegt. Soweit 
diese Entscheidung Mitbestimmungsrechte des Betriebsrates 
hinsichtlich anderer Provisionen bejaht hat, ist auch diese 
Entscheidung rechtskräftig geworden und einer Überprüfung 
durch den Senat nicht mehr zugänglich.

II. Der Antrag ist unzulässig.

1. Die Antragstellerin verlangt die Feststellung, daß der 
Betriebsrat von ihr nicht die Errichtung einer Einigungs­
stelle mit einem bestimmten Zuständigkeitsbereich verlan­
gen könne. Geht man vom Wortlaut dieses Antrages aus, so 
begehrt die Antragstellerin die Feststellung, daß der Be­
triebsrat die Einigungsstelle nicht anrufen könne. Die Er­
richtung der Einigungsstelle und deren Anrufung durch den 
Betriebsrat soll unterbunden werden.

Ein solches Verlangen wäre nicht gerechtfertigt; es 
entspräche nicht der gesetzlichen Konzeption der erzwingba-
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ren Mitbestimmungsrechte des Betriebsrates.

Der Senat hat im Zusammenhang mit der Frage der Zuläs­
sigkeit des sogenannten Vorabentscheidungsverfahrens wie­
derholt entschieden, daß der Betriebsrat, der in einer bestimm­
ten Angelegenheit ein Mitbestimmungsrecht geltend machen 
will, zur Regelung der seiner Ansicht nach mitbestimmungs­
pflichtigen Angelegenheit die Einigungsstelle anrufen kann.
Es bedarf dazu weder der Zustimmung des Arbeitgebers noch 
einer vorausgegangenen gerichtlichen Entscheidung des Inhal­
tes, daß die Anrufung der Einigungsstelle zulässig sei. Kommt 
es wegen der Weigerung des Arbeitgebers nicht zu einer ein­
vernehmlichen Bildung der Einigungsstelle, so kann der Be­
triebsrat nach § 98 ArbGG die Bestellung des Vorsitzenden 
und die Bestimmung der Zahl der Beisitzer der Einigungsstelle 
durch das Arbeitsgericht beantragen. Die Errichtung der Ei­
nigungsstelle durch eine entsprechende Entscheidung des Ar­
beitsgerichts hat nur dann zu unterbleiben, wenn die zu er­
richtende Einigungsstelle offensichtlich unzuständig ist, 
d.h. wenn das vom Betriebsrat in Anspruch genommene Mitbe­
stimmungsrecht offensichtlich nicht besteht. Darüber ist 
im Bestellungsverfähren zu entscheiden. Eine Aussetzung die­
ses Verfahrens im Hinblick auf ein anhängiges Vorabentschei­
dungsverfahren ist nicht zulässig (vgl. Beschluß vom 24. 
November 1981 - BAG 37, 102 = AP Nr. 11 zu § 76 BetrVG 1972 
und zuletzt vom 16. März 1982 - 1 ABR 63/80 - AP Nr. 2 zu 
§ 87 BetrVG 1972 Vorschlagswesen, auch zum Abdruck in der 
Amtlichen Sammlung bestimmt). Der Arbeitgeber kann die An­
rufung der Einigungsstelle nicht verhindern, das Unterlas­
sen der Anrufung nicht fordern (Beschluß vom 22. Februar 
1983 - 1 ABR 27/81 - zur Veröffentlichung vorgesehen). Ein 
Antrag, der dies verlangt, wäre unbegründet.

- 10 -

2 . Der Antrag ist jedoch auszulegen.
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Der Arbeitgeber, der sich in einem gerichtlichen Ver­
fahren gegen eine Anrufung der Einigungsstelle durch den 
Betriebsrat wendet, macht regelmäßig geltend, daß der ange­
rufenen Einigungsstelle eine Regelungskompetenz in dieser 
Angelegenheit fehle, weil der Betriebsrat kein Mitbestim­
mungsrecht habe. Streitig ist jeweils das Bestehen des Mit­
bestimmungsrechtes oder auch dessen Reichweite im Einzelfal­
le. Der Senat hat daher stets den Streit um die Zuständig­
keit der Einigungsstelle in einer bestimmten Angelegenheit 
als Streit um das Bestehen oder Nichtbestehen eines vom Be­
triebsrat in Anspruch genommenen Mitbestimmungsrechtes ange­
sehen (vgl. Beschluß vom 28. Juli 1981,BAG 36, 138 = AP Nr.
3 zu § 87 BetrVG 1972 Arbeitssicherheit; vom 8. Dezember 
1981, BAG 37, 206 = AP Nr. 1 zu § 87 BetrVG 1972 Prämie; 
vom 20. April 1982 - 1 ABR 3/80 - AP Nr. 15 zu § 112 BetrVG 
1972, zur Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung vorge­
sehen) .

Der Streit um Mitbestimmungsrechte des Betriebsrates 
kann einmal die Frage zum Inhalt haben, ob dem Betriebsrat 
in einer bestimmten Angelegenheit überhaupt ein Mitbestim­
mungsrecht zusteht oder nicht, ob er überhaupt eine Rege­
lung dieser Angelegenheit verlangen kann oder bei der Re­
gelung dieser Angelegenheit zu beteiligen ist. Streitgegen­
stand eines solchen Verfahrens ist dann allein die Frage, 
ob die bestimmte Angelegenheit mitbestimmungspflichtig ist 
oder nicht, eine Frage,die nur mit ja oder nein zu beantwor­
ten ist. Welchen Inhalt die mitbestimmungspflichtige Rege­
lung dieser Angelegenheit haben kann und ob jede - möglicher­
weise durch den Spruch der Einigungsstelle - getroffene Ein­
zelregelung vom Mitbestimmungsrecht des Betriebsrates ge­
deckt ist, ist in einem solchen Verfahren nicht zu entschei­
den (vgl. Beschluß des Sechsten Senats vom 22. Oktober 1981, 
BAG 36, 385 = AP Nr. 10 zu § 76 BetrVG 1972).
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Die Betriebspartner können in einem solchen Verfahren 
aber auch die Frage zur gerichtlichen Entscheidung stellen, 
ob einzelne Detailfragen einer zu regelnden Angelegenheit 
von einem - im übrigen möglicherweise unstreitigen - Mitbe­
stimmungsrecht des Betriebsrates gedeckt werden. So hat der 
Senat es für zulässig gehalten, die Frage zur gerichtlichen 
Entscheidung zu stellen, ob vom Mitbestimmungsrecht des Be­
triebsrates nach § 87 Abs. 1 Nr. 12 BetrVG eine Regelung 
gedeckt ist, die dem Betriebsrat ein Mitbestimmungsrecht bei 
der Bestellung des jeweiligen Beauftragten für das betrieb­
liche Vorschlagswesen, bei der Entscheidung über die Annahme 
eines einzelnen Verbesserungsvorschlages und bei der Ent­
scheidung über die Höhe der Prämie im Einzelfalle einräumen 
soll (Beschluß vom 16. März 1982, aaO). Er hat über die Fra­
ge entschieden, ob das Mitbestimmungsrecht des Betriebsra­
tes nach § 87 Abs. 1 Nr. 10 BetrVG auch die Zuordnung ein­
zelner erschwerniszuschlagspflichtiger Arbeiten zu bestimm­
ten Lästigkeitsgruppen und die Festlegung des Verhältnis­
ses der Lästigkeitsgruppen zueinander umfaßt (Beschluß vom 
22. Dezember 1981, BAG 37, 255 = AP Nr. 7 zu § 87 BetrVG 
1972 Lohngestaltung). Erforderlich ist in solchen Fällen, 
daß auch hinsichtlich der Mitbestimmungspflichtigkeit dieser 
Detailfrage - nicht über deren endgültige Regelung - Streit 
besteht und daß die Detailfrage als solche und hinsichtlich 
ihrer Bedeutung für die zu regelnde Angelegenheit im ein­
zelnen dargelegt und so bezeichnet wird, daß eine gericht­
liche Entscheidung darüber geeignet ist, abschließend Klar­
heit darüber zu schaffen, ob das Mitbestimmungsrecht dem 
Betriebsrat eine Regelungskompetenz auch hinsichtlich dieser 
Detailfrage gibt (vgl. Beschluß des Senats vom 17. Mai 1983 
- 1 ABR 21/80 - zur Veröffentlichung vorgesehen).

3. Unter den Beteiligten des vorliegenden Verfahrens ist 
im Streit, ob dem Betriebsrat hinsichtlich der an die Organi­
sationsleiter gezahlten Superprovisionen( ein Mitbestimmungs-
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recht zusteht. Die Antragstellerin bestreitet ein solches 
Mitbestimmungsrecht unter Berufung auf eine Vielzahl recht­
licher Gesichtspunkte. Sie macht geltend, die Frage sei gesetz­
lich und tariflich geregelt, die Organisationsleiter seien 
AT-Angestellte, so daß Mitbestimmungsrechte des Betriebsrates 
nach § 77 Abs. 3 und § 87 Abs. 1 Eingangssatz BetrVG ausge­
schlossen seien. Superprovisionen seien im übrigen keine 
leistungsbezogenen Entgelte im Sinne von § 87 Abs. 1 Nr. 11 
BetrVG und die vom Betriebsrat erstrebte Regelung beinhalte 
eine unzulässige Einflußnahme auf die Lohnhöhe. Das recht­
fertigt es, den Antrag der Antragstellerin dahin zu verste­
hen, daß damit eine gerichtliche Entscheidung über das Be­
stehen von Mitbestimmungsrechten des Betriebsrates hinsichtlich 
der Superprovision erstrebt wird.

Gleichwohl ist dieser Antrag unzulässig. Es mangelt 
ihm an der erforderlichen Bestimmtheit und am Rechtsschutz­
interesse .

Der Antragstellerin geht es nicht nur um die Frage, 
ob dem Betriebsrat überhaupt ein Mitbestimmungsrecht zusteht, 
ob er überhaupt eine generelle Regelung der Superprovisionen 
verlangen kann. Sie begehrt nach ihrem Antrag die Feststel­
lung, daß dem Betriebsrat keine Mitbestimmungsrechte "nach 
Maßgabe der Antragsschrift - im Bestellungsverfahren -" zu­
stehen. Diese Antragsschrift ist von der Antragstellerin 
nicht zu den Akten gereicht worden, das Vorbringen der Be­
teiligten im Bestellungsverfahren ist weder vom Arbeitsge­
richt noch vom Landesarbeitsgericht in Bezug genommen wor­
den. Die Antragstellerin trägt den Inhalt dieser Antrags­
schrift auch nicht vor. Sie verweist in ihrer Antragsschrift 
lediglich auf einige Abschnitte aus einem vom Betriebsrat 
erarbeiteten Entwurf für eine Betriebsvereinbarung. Auch 
diese Betriebsvereinbarung ist nicht zu den Akten gereicht, 
ihr Inhalt nicht näher vorgetragen worden. Die Bezugnahme 
auf diesen Entwurf in der Antragsschrift soll lediglich dar­
legen, daß der Betriebsrat eine unzulässige Einflußnahme 
auf die Höhe der Superprovisionen erstrebt.
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Angesichts der im Antrag ausdrücklich enthaltenen Be­
zugnahme auf streitige Einzelfragen, die offensichtlich in 
einer Vielzahl aus der Antragsschrift im Bestellungsverfah­
ren und aus dem Entwurf einer Betriebsvereinbarung sich erge­
ben, kann der Antrag nicht dahin verstanden werden, daß die 
Antragstellerin lediglich die gerichtliche Feststellung er­
strebt, daß dem Betriebsrat hinsichtlich der Superprovision 
überhaupt kein Mitbestimmungsrecht zusteht. Auch die Vorinstan­
zen haben den Antrag nicht in diesem Sinne verstanden, ohne 
daß sich die Antragstellerin je dagegen gewehrt hätte. Wäre 
es der Antragstellerin nur oder auch auf die Frage angekom­
men, ob dem Betriebsrat hinsichtlich der Superprovisionen 
überhaupt ein Mitbestimmungrecht - gleichgültig mit welchem 
Inhalt - zusteht, hätte es ihr freigestanden, dies mit einem 
Antrag auf Feststellung, daß dem Betriebsrat ein solches 
Mitbestimmungsrecht nicht zusteht, zur Entscheidung zu stel­
len und gegebenenfalls hilfsweise eine Entscheidung über 
strittige Detailfragen zu beantragen. Das hat die Antrag­
stellerin nicht getan.

Dem damit auf eine Vielzahl von Detailfragen zu bezie­
henden Antrag fehlt es an jeder tatsächlichen Substantiie- 
rung. Weder ist die bestehende Regelung der Superprovision 
vorgetragen noch deutlich gemacht worden, welche Änderun­
gen erstrebt werden und hinsichtlich welcher erstrebten De­
tailregelungen tatsächlich ein ernsthafter Streit über den 
Umfang der Mitbestimmungsrechte des Betriebsrates besteht.
Der Antragstellerin geht es - wie auch der "Hilfsantrag" 
ausweist - letztlich darum, daß das Gericht hinsichtlich 
aller nur denkbaren Regelungen in bezug auf die an Organi­
sationsleiter zu zahlende Superprovision entscheidet, ob 
diese noch von einem Mitbestimmungsrecht des Betriebsrates 
gedeckt sind und daher auch durch einen Spruch der Einigungs­
stelle erzwungen werden können. Für einen solchen Antrag 
fehlt es regelmäßig am Rechtsschutzinteresse. Die erbetene
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Entscheidung liefe letztlich auf die Erstattung eines Rechts­
gutachtens hinaus. Das ist unzulässig (Beschluß vom 24. No­
vember 1981, aaO)_und macht die Abweisung des Antrages als 
unzulässig erforderlich.

4. Eine ZurückVerweisung des Rechtsstreites an das Lan­
desarbeitsgericht, um der Antragstellerin Gelegenheit zu 
geben, die unterbliebene Substantiierung nachzuholen, kommt 
nicht in Betracht. Zwar wären Arbeitsgericht und Landesar­
beitsgericht verpflichtet gewesen, darauf hinzuwirken, daß 
die Antragstellerin Anträge stellt, die ihrem Begehren ge­
recht werden, nämlich das Nichtbestehen von Mitbestimmungsrechten 
bei der Regelung der Superprovision überhaupt oder hinsicht­
lich konkreter Detailregelungen festzustellen, und den für 
diese Entscheidung erheblichen Sachverhalt von Amts wegen 
zu ermitteln. Die Antragstellerin hat diese Verfahrensfehler 
jedoch nicht gerügt und auch nicht vorgetragen, welche Anträ­
ge sie bei einem entsprechenden Hinweis des Gerichts gestellt 
und welche Tatsachen sie vorgetragen hätte.

Dr. SeidenstickerDr. Kissel
Mager Schneider

Matthes
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